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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Firma  
Viebahn Stahl- und Metallbau GmbH & Co. KG 

 
im Folgenden „Lieferer“ genannt  

 
1.Geltungsbereich 
Für alle Lieferungen und Leistungen gelten die nachstehenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Abweichungen von diesen 
Bedingungen bedürfen der schriftlichen Vereinbarung. 
Es gelten ausschließlich die nachstehenden Bestimmungen; andere Einkaufs- und sonstige Bestimmungen des Auftraggebers werden 
nicht Vertragsinhalt; diesen wird hiermit ausdrücklich widersprochen. 
 
2.Angebote und Angebotsunterlagen 
Die Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind oder eine 
bestimmte Annahmefrist enthalten. 
Die zu dem Angebot gehörigen Unterlagen, wie Abbildungen, Zeichnungen, Gewichte und Maßangaben, sind nur annähernd maßgebend, 
soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind. An Kostenanschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen behält sich 
der Lieferer Eigentums- und Urheberrecht vor.  
 
3.Auftragserteilung 
Aufträge gelten erst dann als zustande gekommen, wenn der Lieferer die Bestellung schriftlich bestätigt hat; das gilt auch für durch 
Vertreter vermittelte Aufträge. 
Der Lieferer haftet grundsätzlich nicht für Fehler, die sich aus den vom Besteller eingereichten Unterlagen (z. B. Zeichnungen) oder durch 
ungenaue bzw. mündliche Angaben ergeben. 
 
4.Auftragsänderung 
Auftragsänderungen vor oder nach Erhalt der Auftragsbestätigung kann der Lieferer nur berücksichtigen, wenn dadurch anfallende 
Mehrkosten vom Auftraggeber übernommen werden und eine ausreichende Verlängerung der Lieferzeit zugebilligt wird. 
 
5.Preise 
Die Preise gelten jeweils ab Werk, und zwar grundsätzlich ohne Fracht- bzw. Versandkosten und Verpackung. 
Zu den Preisen kommt die Mehrwertsteuer in der gesetzlichen Höhe hinzu. 
Bei allen nach Vertragsabschluss bis zur Auftragserfüllung eingetretenen Erhöhungen von Material- und Lohnkosten werden die 
Vertragsparteien über einen geänderten Preis neu verhandeln. 
Im Angebot nicht ausdrücklich veranschlagte Leistungen, die zur Durchführung des Auftrages notwendig sind oder auf Verlangen des 
Auftraggebers ausgeführt werden, werden zusätzlich in Rechnung gestellt. Dies gilt insbesondere für Stemm-, Verputz-, Erdarbeiten und 
dergl. Die Preise verstehen sich für normale Arbeitszeit und Arbeitsleistung. Für Über-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsstunden sowie für 
Arbeit unter erschwerten Bedingungen werden die entsprechenden Zuschläge auf den Effektivlohn aufgeschlagen. 
 
6.Zahlung 
Falls nicht anders vereinbart, gelten folgende Zahlungsbedingungen: Ein Drittel bei Auftragserteilung, ein Drittel bei Montage- bzw. 
Fertigungsbeginn, ein Drittel bei Rechnungslegung - in bar bzw. bargeldlos durch Überweisung -, ohne jeden Abzug. 
Zahlungsverzug hat Zurückhaltung der Lieferung zur Folge (§§ 273, 320 BGB). 
Akzepte und Kundenwechsel gelten erst nach Einlösung als Erfüllung; die hierbei anfallenden Kosten und Spesen gehen zu Lasten des 
Zahlungspflichtigen. Werden die Zahlungsfristen um mehr als vierzehn Kalendertage überschritten, hat der Zahlungspflichtige 
Verzugszinsen in Höhe von 9 % p.a. über dem jeweiligen Basiszinssatz (§ 247 BGB) zu entrichten.  
 
Der Auftraggeber hat dem Lieferer unverzüglich über den Eintritt der Zahlungsunfähigkeit, der Überschuldung oder der 
Zahlungseinstellung zu unterrichten. Unterlässt der Auftraggeber eine solche Mitteilung, ist er verpflichtet, an den Lieferer den pauschalen 
Betrag von 5 % des Leistungswertes zu zahlen. 
Bei Nichteinhaltung der Zahlungsbedingungen durch den Zahlungspflichtigen werden sämtliche offenstehenden Forderungen sofort fällig. 
Der Lieferer ist nach fruchtlosem Ablauf einer von ihm gesetzten Nachfrist von vierzehn Kalendertagen berechtigt, den Vertrag zu 
kündigen, die Arbeiten einzustellen, alle bisher erbrachten Leistungen abzurechnen und Schadensersatzansprüche zu stellen.  
 
7.Lieferung und Montage 
Lieferung ab Werk erfolgt stets auf Gefahr des Empfängers. 
Gerüste, Strom- und Wasseranschlüsse sind bauseits zu stellen. Der Auftraggeber kann die Einhaltung der vereinbarten 
Ausführungsfristen bzw. Liefertermine nur insofern verlangen, als er sämtliche erforderlichen Unterlagen beigebracht hat, ein 
ungehinderter Montagebeginn an der Baustelle gewährleistet und die vereinbarte Zahlung gem. Ziffer 6 beim Lieferer eingegangen ist. 
Verzögern sich Aufnahme, Fortführung oder Abschluss der Arbeiten aus Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat, wird der Lieferer 
insoweit von der Verpflichtung der Einhaltung von vereinbarten Lieferterminen frei. 
Schafft der Auftraggeber auf Verlangen des Lieferers nicht unverzüglich Abhilfe, so kann dieser Schadenersatz verlangen bzw. dem 
Auftraggeber eine angemessene Frist zur Vertragserfüllung setzen und erklären, dass er nach fruchtlosem Ablauf der Frist vom Vertrag 
zurücktreten werde.  
Für den Fall der Auflösung des Vertrages steht dem Lieferer Anspruch auf Ersatz aller ihm entstandenen Aufwendungen zu. Fälle höherer 
Gewalt (z. B. Arbeitskämpfe sowie sonstige unvorhersehbare Ereignisse) im Betrieb des Lieferers oder eines seiner Unterlieferanten 
entbinden den Lieferer von der Einhaltung der Lieferfrist bzw. berechtigen ihn, für den Fall, dass die Lieferung oder Leistung unmöglich 
wird, vom Vertrag ganz oder teilweise zurückzutreten. 
Erwächst dem Auftraggeber Schaden wegen einer Verzögerung, die der Lieferer zu vertreten hat, so ist der Auftraggeber berechtigt, eine 
Entschädigung zu verlangen. Im Übrigen wird die Haftung des Lieferers wegen Verzögerung der Leistung für den Schadensersatz neben 
der Leistung und Ersatz vergeblicher Aufwendungen auf höchstens 15 % des Werts der Leistung begrenzt. 
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8.Abnahme 
Die Abnahme der Lieferungen oder Leistungen hat nach angezeigter Fertigstellung unverzüglich zu erfolgen. Dies gilt auch für in sich 
abgeschlossene Teilleistungen oder -lieferungen. 
Hat der Auftraggeber die Lieferung oder Leistung bzw. einen Teil davon in Benutzung genommen, so gilt die Abnahme nach Ablauf von 
sieben Kalendertagen als erfolgt. 
Mit der Abnahme geht die Gefahr auf den Auftraggeber über. 
Im Falle der Nichtabnahme hat der Lieferer dem Auftraggeber eine Abnahmefrist von 7 Tagen zu setzen, nach deren Ablauf der Lieferer 
berechtigt ist, vom Vertrag zurückzutreten und vom Auftraggeber Schadensersatz zu verlangen. 
Wird der Versand der Lieferung bzw. Übergabe der Ware auf Wunsch des Auftraggebers um mehr als 2 Wochen nach dem vereinbarten 
Liefertermin, oder wenn kein genauer Liefertermin vereinbart war, nach der Anzeige der Versandbereitschaft des Lieferers verzögert, 
kann der Lieferer pauschal für jeden Monat (ggf. zeitanteilig) ein Standgeld in Höhe von 0,5 % des Wert der Leistung, höchstens jedoch 
5 % berechnen. Dem Auftraggeber ist der Nachweis gestattet, dass dem Lieferer kein Schaden oder ein wesentlich niedrigerer Schaden 
entstanden ist. Dem Lieferer ist der Nachweis gestattet, dass ein höherer Schaden entstanden ist. 
 
9.Gewährleistung 
Die Ware gilt als genehmigt, sofern der Auftraggeber offensichtliche Mängelansprüche nicht unverzüglich - jedoch spätestens 8 Tage 
nach Ablieferung der Ware - schriftlich geltend macht.  
Gleiches gilt, wenn er bei verdeckten Mängeln nicht unverzüglich nach deren Entdeckung seine Mängelansprüche geltend macht.  Die 
Verjährungsfrist für Ansprüche und Rechte wegen Mängeln an der Ware oder Leistung - gleich aus welchem Rechtsgrund – beträgt 1 
Jahr. 
Andere Mängelrügen unterliegen den gesetzlichen Fristen bzw. denen der VOB, sofern diese Vertragsgrundlage ist. 
Vorher und ohne Zustimmung des Lieferers vorgenommene Veränderungen an Lieferungen oder Leistungen schließen jeden 
Rechtsanspruch auf Mängelbeseitigung aus. Dem Lieferer muss Gelegenheit zur Prüfung an Ort und Stelle gegeben werden. 
Bei berechtigten Mängelrügen erfolgt kostenlose Nachbesserung innerhalb einer angemessenen Frist. Bei Fehlschlagen von zwei 
Nachbesserungsversuchen kann Minderung oder Wandlung verlangt werden. 
Bei Instandsetzungsarbeiten übernimmt der Lieferer eine Gewährleistung nur für die von ihm ausgeführten Lieferungen oder Leistungen. 
Für Schäden an Lieferungen oder Leistungen des Lieferers, die von nachfolgenden Bauhandwerkern verursacht worden sind, wird keine 
Gewährleistung übernommen. 
 
10.Schadenersatz 
Die Haftung des Lieferers richtet sich ausschließlich nach diesen Liefer- und Zahlungsbedingungen. Soweit der Schaden durch eine vom 
Auftraggeber abgeschlossene Versicherung gedeckt ist, haftet der Lieferer nur für etwaige damit verbundene Nachteile des Auftraggebers, 
z.B. höhere Versicherungsprämien oder Zinsnachteile bis zur Schadensregulierung durch die Versicherung.  Alle hierin nicht ausdrücklich 
zugestandenen Ansprüche - auch Schadenersatzansprüche gleich aus welchem Rechtsgrund - sind ausgeschlossen, es sei denn, sie 
beruhen auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Vertragsverletzung durch den Lieferer, durch einen gesetzlichen Vertreter oder 
Erfüllungsgehilfen. 
 
11.Eigentumsvorbehalt 
Die Lieferungen oder Leistungen bleiben bis zum Eingang aller Zahlungen aus dem Vertrag Eigentum des Lieferers. 
Soweit die Liefergegenstände wesentlicher Bestandteile des Grundstückes geworden sind, verpflichtet sich der Auftraggeber, bei 
Nichteinhaltung der vereinbarten Zahlungstermine die Demontage der Gegenstände, die ohne wesentliche Beeinträchtigung des 
Baukörpers ausgebaut werden können, zu gestatten und ihm das Eigentum an diesen Gegenständen zurück zu übertragen. 
Beeinträchtigt der Auftraggeber die vorgenannten Rechte des Lieferers, so ist er diesem zum Schadenersatz verpflichtet. Die Demontage 
und sonstige Kosten gehen zu Lasten des Auftraggebers. Werden Liefergegenstände mit einem anderen Gegenstand fest verbunden, so 
überträgt der Auftraggeber, falls hierdurch Forderungen oder Miteigentum entstehen, seine Forderungen oder sein Miteigentumsrecht an 
dem neuen Gegenstand auf den Lieferer. 
 
12.Gewerbliche Schutzrechte und Rechtsmängel 
Hat der Lieferer nach Zeichnungen, Modellen, Mustern oder unter Verwendung von beigestellten Teilen des Auftraggebers die Ware 
herzustellen und zu liefern, so steht der Auftraggeber dafür ein, dass Schutzrechte Dritter hierdurch nicht verletzt werden. Der 
Auftraggeber hat dem Lieferer auf ihm bekannte Schutzrechte hinzuweisen und hat diese von Ansprüchen Dritter freizustellen und Ersatz 
des entstandenen Schadens zu leisten. Wird dem Lieferer die Herstellung oder Lieferung von einem Dritten unter Berufung auf ein ihm 
gehöriges Schutzrecht untersagt, ist der Lieferer ohne Prüfung der Rechtslage berechtigt, die Arbeiten bis zur Klärung der Rechtslage 
durch den Auftraggeber und den Dritten einzustellen. Sollte dem Lieferer durch die Verzögerung die Weiterführung des Auftrags nicht 
mehr zumutbar sein, ist diese zum Rücktritt berechtigt.  

  
Der Lieferer sendet die ihm überlassenen Zeichnungen und Muster auf Wunsch des Auftraggebers auf dessen Kosten zurück, soweit 
diese nicht Gegenstand des Vertrages geworden sind. Ansonsten ist der Lieferer berechtigt, überlassene Zeichnungen und Muster 3 
Monate nach Abgabe des Vertragsangebots zu vernichten. Diese Verpflichtung gilt entsprechend für den Auftraggeber. Der zur 
Vernichtung Berechtigte hat den Vertragspartner von seiner Vernichtungsabsicht rechtzeitig zu informieren.  

  
Dem Lieferer stehen die Urheber- und ggf. gewerblichen Schutzrechte, insbesondere alle Nutzungs- und Verwertungsrechte an den von 
ihm oder von einem Dritten in seinem Auftrag gestalteten Modelle, Formen, Vorrichtungen, Entwürfen und Zeichnungen zu.  

 
 
13.Gerichtsstand 
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist der Sitz der gewerblichen Niederlassung des Lieferers, soweit nicht gesetzlich zwingend etwas anderes 
vorgeschrieben ist. Der Lieferer ist auch berechtigt, den Auftraggeber an einem anderen, örtlich und sachlich zuständigen Gericht zu 
verklagen.  
Auf sämtliche Geschäftsbeziehungen findet deutsches materielles Recht Anwendung unter Ausschluss jeglicher internationalen 
Übereinkommen, insbesondere des Übereinkommens der Vereinten Nationen über den Internationalen Warenkauf (CISG). 
Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen in seinen übrigen Teilen verbindlich. Das gilt nicht, wenn 
das Festhalten an dem Vertrag eine unzumutbare Härte für einen    Vertragspartner darstellen würde. 

 


